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			Vorwort zur Neuauflage

			Der Auftritt war nicht ohne Symbolik: Am 25. März 2025 eröffnete ein Mann den Deutschen Bundestag, der früher Vorsitzender der Staatspartei der DDR war. Statt zügig die Wahl der neuen Bundestagspräsidentin zu organisieren, stimmte er unvermittelt ein Loblied auf die Diktatur der SED an. Die DDR, so behauptete er in einer mehr als dreißigminütigen Ansprache, sei nach der Wiedervereinigung auf Staatssicherheit und Mauertote reduziert worden. Für das Leben dort habe sich die Bundesregierung nicht interessiert. Hätte es dieses Interesse gegeben, wäre festgestellt worden, dass die DDR bei der Gleichstellung der Geschlechter deutlich weiter gewesen sei als die Bundesrepublik. Auch die Kindergärten seien extrem kostengünstig und gut ausgestattet gewesen. Das Land sei zudem eine Behalte- und keine Wegwerfgesellschaft wie die Bundesrepublik gewesen. Seine Eloge auf die untergegangene DDR beendete er mit den Worten: »Ich finde, dass die neu zu wählende Kanzlerin oder der neu zu wählende Kanzler in der ersten Regierungserklärung diesen Fehler einräumen und sich dafür entschuldigen sollte.«1

			Bei dem Redner handelte es sich um den Linken-Politiker Gregor Gysi. Kein anderer Abgeordneter gehörte dem Bundestag so lange an wie er. Nach einer Änderung der Geschäftsordnung fiel ihm deshalb anstelle des ältesten Parlamentsmitgliedes Alexander Gauland die Rolle des Alterspräsidenten zu. Auf diese Weise wurde ein langjähriger DDR-Funktionär dafür zuständig, den 21. Deutschen Bundestag zu eröffnen.

			Der SED war Gysi bereits unter Parteichef Walter Ulbricht beigetreten. Als Justizfunktionär und Anwalt einer Reihe prominenter Dissidenten hatte er eng mit dem Staatssicherheitsdienst zusammengearbeitet. Das Politbüro kürte ihn schließlich zum obersten Rechtsanwalt der DDR – eine Position, die die Stasi für so wichtig hielt, dass sie gegen seine Ernennung zum Staatssekretär war.2 So kam es, dass der redegewandte Funktionär im Dezember 1989 zum letzten Chef der SED aufstieg. Er war es, der verhinderte, dass sich die am Boden liegende Partei auflöste. Stattdessen verpasste er ihr einen anderen Namen und sorgte dafür, dass ihr gigantisches Vermögen in dunklen Kanälen versickerte. Nichtsdestotrotz machte Gysi auch im wiedervereinigten Deutschland Karriere: Als Mitglied des Bundestages und Fraktionschef seiner Partei avancierte er zum begehrten Talkshowgast und zum sozialistischen Multimillionär. Als er nun, im März 2025, ans Rednerpult trat, zog der ostdeutsche CDU-Abgeordnete Sepp Müller deshalb dieses Buch aus der Tasche und hielt ihm den Titel entgegen: »Die Täter sind unter uns«.

			18 Jahre nach dem ersten Erscheinen geriet dieses Buch auf diese Weise noch einmal in die Schlagzeilen. Zwar ist es im Bundestag untersagt, durch Schilder oder Anstecker zu protestieren. Aber während der Sitzungen zu lesen, kann niemandem verwehrt werden. Da das Buch vergriffen war und selbst gebraucht nur zu horrenden Preisen zu bekommen war, bekam ich plötzlich viele Anfragen, ob ich nicht noch ein Exemplar übrig hätte. Mit dem Langen Müller Verlag vereinbarte ich deshalb, das Buch neu aufzulegen. Als Titelfoto schlug ich einen Schnappschuss vom November 1990 vor, als die Ostdeutschen erstmals an einer Bundestagswahl teilnehmen durften. Unter einem Wahlplakat mit Gysis Konterfei prangte damals in Cottbus eine Waschmittelwerbung mit dem Slogan: »Seine Waschkraft macht ihn so ergiebig.« Besser kann man Gysis Versuche, die SED-Diktatur schönzureden, kaum auf den Punkt bringen.

			Als das Buch 2007 zum ersten Mal herauskam, war es die erste Bilanz, wie die Bundesrepublik mit der zweiten Diktatur auf deutschem Boden umgegangen war. Es wandte sich den Fragen zu, die sich bereits nach dem Ende des Nationalsozialismus gestellt hatten: Wurden die Verantwortlichen für Gewalt und Verfolgung bestraft? Wurden die Handlanger des Regimes aus einflussreichen Positionen in Politik und Medien, in Polizei und Justiz entfernt? Wurden die Opfer angemessen entschädigt? Und schließlich: Hat Deutschland die Lehren aus der Vergangenheit gezogen und an die nächsten Generationen weitergegeben?

			Erstaunlicherweise gibt es bis heute kein anderes Buch, das diese ebenso einfachen wie zentralen Fragen gebündelt behandelt. Zwar avancierte der Umgang mit Vergangenheit weltweit zu einem Modethema, doch in Deutschland befassten sich Historiker und Kulturwissenschaftler lieber allgemein mit »Erinnerungsräumen«, »Erinnerungskultur« oder »Geschichtspolitik« als mit den harten Fakten beim Umgang mit der SED-Diktatur.3 Zugleich nahm die Bedeutung des Themas DDR weiter ab, sodass relevante Erkenntnisfortschritte immer seltener wurden. Dass es in Deutschland keinen einzigen Lehrstuhl für DDR-Geschichte gibt, zeigt deutlich deren Stellenwert. 

			Für die Neuauflage musste die Bibliografie deshalb nur punktuell ergänzt werden. Neue Forschungsergebnisse gab es vor allem zum Thema Zwangsarbeit in der DDR. Wichtig waren darüber hinaus die Studien, die versuchten, die Zahl der Grenztoten genau zu bestimmen und die Opfer namentlich zu identifizieren. Nach aktuellem Forschungsstand kamen insgesamt 679 Menschen aufgrund des DDR-Grenzregimes ums Leben.4 Eine andere wichtige Zahl hat die Dresdner Dokumentationsstelle der Stiftung Sächsische Gedenkstätte recherchiert: Sowjetische Militärtribunale ließen in Ostdeutschland mindestens 3631 Personen hinrichten.5 Dagegen ist die genaue Zahl der politischen Gefangenen in der DDR weiter unbekannt, da das Bundesforschungsministerium die Förderung eines entsprechenden Forschungsprojektes 2023 einstellte.6

			An den Befunden dieses Buches hat sich indes seit dem ersten Erscheinen wenig geändert. In den letzten 18 Jahren gab es weder spektakuläre Prozesse gegen führende DDR-Funktionäre noch Massenentlassungen belasteter Stasi-Kader. Auch die Regelungen zur Wiedergutmachung sind im Wesentlichen gleich geblieben. Nur der zeitliche Abstand zur DDR ist sehr viel größer geworden, was vor allem dazu geführt hat, dass das Interesse von Politik und Medien an ihrer Aufarbeitung weiter nachgelassen hat. Sieht man vom vorübergehenden Rummel um die beschönigende DDR-Geschichte von Katja Hoyer ab,7 ist die sozialistische Diktatur in Ostdeutschland für die breite Öffentlichkeit heute kein Thema mehr. Verschärft wird dieses Problem dadurch, dass viele Opfer inzwischen verstorben sind und sich nicht mehr zu Wort melden können. Zum Glück, möchte man sagen, gilt dies auch für viele höhere SED- und Stasi-Funktionäre, deren Bemühungen, die DDR in ein gutes Licht zu rücken, deshalb ebenfalls zurückgegangen sind. 

			Vor diesem Hintergrund musste der Text vor allem im letzten Kapitel, wo es um eben diese Aktivitäten geht, erheblich überarbeitet werden. Mit seinen 2007 zu Papier gebrachten Beschreibungen der Auseinandersetzungen um die DDR-Vergangenheit ist das Buch inzwischen freilich selbst ein Dokument der Zeitgeschichte. Es ruft noch einmal in Erinnerung, auf welche Weise die SED den Zusammenbruch ihrer Diktatur überlebte und warum ein Großteil der Verantwortlichen unbestraft blieb. Es beschreibt den frustrierenden Kampf der Opfer um eine angemessene Entschädigung und die Weigerung der Bundesregierung, die gewaltsamen Enteignungen der Nachkriegszeit rückgängig zu machen. Es schildert zugleich die Sehnsucht vieler Ostdeutscher nach den verloren gegangenen Lebensumständen, die in »Ostalgieshows« und Rechtfertigungsbüchern entmachteter Stasi-Obristen ihren Ausdruck fand. Heute, in der Rückschau, wird deutlich, wie wenig die Bundesrepublik im Grunde aus der verspäteten Aufarbeitung des Nationalsozialismus gelernt hatte.

			Nachzutragen sind für diese Neuauflage nur wenige Dinge. Das Wissen über die DDR – Thema des ersten Kapitels – ist noch geringer geworden, insbesondere bei jungen Leuten. Bereits 2008 kam eine Studie zu dem Ergebnis, dass mehr als die Hälfte der ostdeutschen Schüler die Stasi für einen normalen Geheimdienst hielt. In Westdeutschland meinte jeder dritte Jugendliche, in Ostdeutschland jeder zweite, die DDR sei keine Diktatur gewesen.8 2012 hielt sogar nur noch ein gutes Drittel aller Schüler den SED-Staat für eine Diktatur. Dabei sahen diejenigen, die mindestens einen ausländischen Elternteil besaßen, die DDR noch positiver als ihre Altersgenossen ohne Migrationshintergrund.9 Zwar verband 2014 noch die Hälfte aller befragten Deutschen den 13. August 1961 mit dem Bau der Berliner Mauer, doch bei den 14- bis 29-Jährigen betrug der Wert lediglich 32 Prozent.10 Inzwischen dürften die Werte noch deutlich schlechter geworden sein. Im Gegensatz dazu stehen die Ergebnisse einer Umfrage vom September 2025, der zufolge 85 Prozent der Befragten es für wichtig oder sehr wichtig hielten, sich mit der Zeit der SED-Diktatur zu beschäftigen. Ein ähnlich hoher Anteil der Berliner meinte im November, dass Besuche in Gedenkstätten zur DDR in den Lehrplänen der Schulen verankert werden sollten.11

			Was die Bestrafung der Verantwortlichen für Gewalt und Unterdrückung anbetrifft, Thema des zweiten Kapitels, gibt es nur eine Neuigkeit zu vermelden: Im Oktober 2024 verurteilte das Berliner Landgericht einen ehemaligen Stasi-Mitarbeiter wegen Mordes zu zehn Jahren Haft.12 Nach Überzeugung des Gerichts hatte er 1974 am Berliner Grenzbahnhof Friedrichstraße einen polnischen Staatsbürger erschossen, als dieser mit einer Bombenattrappe seine Ausreise in den Westen erzwingen wollte. Das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) hatte dem 38-jährigen Vater dreier Kinder zunächst freies Geleit zugesichert. Doch nachdem er die letzte Passkontrolle passiert hatte, streckte ihn ein Oberleutnant des MfS mit einem Schuss in den Rücken nieder. Lange Zeit wollte sich die Berliner Justiz mit dem Fall nicht näher befassen. Erst als Polen 2021 einen Auslieferungsantrag stellte, wurde sie aktiv und erhob Anklage. Durch das fünfzig Jahre nach der Tat ergangene Urteil verbesserte sich die Bilanz bei der strafrechtlichen Aufarbeitung der Stasi-Verbrechen schlagartig um mehr als 25 Prozent. Denn neben Stasi-Minister Erich Mielke – der wegen eines Doppelmordes in der Weimarer Republik zu sechs Jahren Haft verurteilt worden war – mussten nur noch zwei weitere MfS-Offiziere in den Strafvollzug. Allerdings war das Urteil im Januar 2026 immer noch nicht rechtskräftig und der Beschuldigte weiterhin auf freiem Fuß.

			Bei der Entschädigung der Opfer, um die es im dritten Kapitel geht, gab es immerhin kleinere Verbesserungen. Die wichtigste ist die sogenannte Opferrente, die im August 2007 eingeführt wurde, um die prekäre finanzielle Lage vieler SED-Opfer zu verbessern. Wer in der DDR mindestens sechs Monate im Gefängnis gesessen hatte und sich in einer schlechten wirtschaftlichen Lage befand, hatte nun Anspruch auf eine »besondere Zuwendung« von monatlich 250 Euro. Zum Verdruss der Betroffenen wurde allerdings das Einkommen von Ehe- oder Lebenspartnern mitberücksichtigt. Der Betrag erhöhte sich später auf 300 Euro, dann auf 330 Euro und schließlich auf 400 Euro. Er soll in Zukunft automatisch an die Entwicklung der Renten angepasst werden. 2019 wurde zudem die Mindesthaftzeit auf 90 Tage herabgesetzt und seit 2025 haben erstmals nicht mehr nur Bedürftige einen Anspruch. Politisch Verfolgte, denen das Gefängnis erspart blieb, bekommen allerdings weiterhin nur dann sogenannte Ausgleichsleistungen von monatlich 291 Euro (Stand: Januar 2026), wenn sie bedürftig sind. Immerhin wurde jüngst die Berücksichtigung von Partnereinkommen abgeschafft.13

			In ähnlichen Trippelschritten wurden noch weitere Lücken bei der Opferentschädigung geschlossen, oft allerdings eher symbolisch und nicht dem persönlichen Leid angemessen. So bekamen Zivilisten, die zur Zwangsarbeit in den Gulag verschleppt worden waren und nach ihrer Freilassung in der DDR keinerlei Hilfe erhalten hatten, 2016 einmalig 2500 Euro zuerkannt.14 Da die Deportationen bereits mehr als 70 Jahre zurücklagen, konnten nur noch wenige davon profitieren. 2019 erhielten auch Opfer sogenannter Zersetzungsmaßnahmen eine Entschädigung. Für den manchmal jahrelangen Psychoterror der Stasi bekamen sie einmalig 1500 Euro zugesprochen. Jugendliche, die in der DDR in ein Umerziehungsheim eingewiesen worden waren, wurden zudem politischen Häftlingen gleichgestellt, wodurch sie Anspruch auf Haftentschädigung und Opferrente hatten. Schüler, die nicht im Gefängnis waren, aber verfolgungsbedingt kein Abitur machen oder studieren durften, konnten, wenn sie bedürftig waren, erstmals ebenfalls die erwähnte Ausgleichsleistung beantragen.15 2025 beschloss der Bundestag schließlich, auch die Opfer der Zwangsaussiedlungen an der innerdeutschen Grenze mit einmalig 7500 Euro zu entschädigen. Zudem trug der Bundestag einer anderen langjährigen Forderung der Opferverbände Rechnung: Ehemalige Inhaftierte müssen nun nicht mehr beweisen, dass ihre Gesundheitsschäden eine Folge der Haft sind, sodass sie leichter Anspruch auf eine Erwerbsminderungsrente haben.16 Führt man sich allerdings vor Augen, für welche Aufgaben sonst in Deutschland Steuergelder verausgabt werden, ist die Wiedergutmachung an den Opfern der SED-Diktatur kein Ruhmesblatt der Politik.

			Dies gilt auch für den langjährigen Kampf um ein zentrales Denkmal für die Opfer des Kommunismus in Berlin. Die Bemühungen reichen mindestens bis ins Jahr 2008 zurück. 2012 veröffentlichten Opfervertreter einen Aufruf und ein Jahr später übergaben sie dem damaligen Bundestagspräsidenten Norbert Lammert einen weiteren Appell. Doch es dauerte sechs Jahre, bis sich der Bundestag das Vorhaben zu eigen machte.17 Trotz Einrichtung einer »Koordinierungsstelle« bei der Bundesstiftung für die Aufarbeitung der SED-Diktatur vergingen weitere fünf Jahre, bis sich die Bundesregierung und das Land Berlin auf einen Standort in der Nähe des Kanzleramtes einigten. Das Denkmal steht freilich immer noch nicht, nicht einmal der angekündigte Gestaltungswettbewerb fand bis Ende 2025 statt. Ähnlich erging es noch einem anderen Monument, das in Berlin an die Friedliche Revolution und die Wiedervereinigung erinnern soll. Bereits 2007 beschloss der Bundestag, »im Jubiläumsjahr 2009« ein solches Denkmal zu errichten.18 Doch erst vier Jahre später einigte man sich auf einen Entwurf: eine große begehbare Schale, die sich neigt, wenn sich Menschen darauf gemeinsam in eine Richtung bewegen. 2020 wurde der Bau endlich begonnen, doch fertig ist er bis heute nicht. Die Architekten sind inzwischen insolvent und die Stahlwanne verstaubt in einer Halle in Nordrhein-Westfalen.

			Dass die Opfer der SED-Diktatur nur noch wenig Beachtung finden, zeigte sich noch bei einer anderen Entwicklung: 2021 wurde die größte Aufarbeitungsinstitution der Bundesrepublik – die Behörde des Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen (BStU) – aufgelöst.19 Was wenige Jahre vorher noch zu heftiger Kritik geführt hatte, ging jetzt nahezu geräuschlos über die Bühne. Treibende Kraft für die Abwicklung war, ausgerechnet, Amtsinhaber Roland Jahn. Angesichts der jährlichen Kosten von zuletzt knapp 106 Millionen Euro stieß er mit seinen Plänen bei SPD und Union, aber auch bei Grünen und FDP auf wohlwollende Unterstützung. Am Zugang zu den Akten änderte sich durch die Auflösung zwar nichts, doch statt des vom Bundestag gewählten Beauftragten ist nun das Bundesarchiv für sie verantwortlich. Die darin versteckte Botschaft lautete: Die Stasi ist jetzt Geschichte. Die in Aussicht gestellte Kostensenkung trat übrigens nicht ein, und Millionen zerrissener Dokumente lagern bis heute in 16 000 Säcken, obwohl das Bundesarchiv im Stasi-Unterlagen-Gesetz zu ihrer Rekonstruktion verpflichtet wurde.20

			Als Ersatz für das Amt, das von manchem als letztes Symbol der Friedlichen Revolution angesehen wurde, gab es eine Art Trostpflaster: Der Bundestag wählte 2021 erstmals eine Bundesbeauftragte für die Opfer der SED-Diktatur. Die ehemalige DDR-Bürgerrechtlerin Evelyn Zupke soll als Ombudsfrau für die Opfer wirken und den Bundestag in einschlägigen Fragen beraten.21 Sie tritt allerdings öffentlich wenig in Erscheinung und hat nur eine Handvoll Mitarbeiter. Immerhin sind die 2025 beschlossenen Verbesserungen bei der Opferentschädigung vor allem ihr Verdienst.

			Noch ein anderer Punkt muss an dieser Stelle angesprochen werden: die veränderte Rolle der Linkspartei. Die Metamorphose der SED zur sogar von der CDU respektierten Linken gehört zu den erstaunlichsten politischen Phänomenen nach der Wiedervereinigung. Hatte Gysi nach dem Untergang der DDR zunächst dafür gesorgt, dass die DDR-Staatspartei unter neuem Namen im Osten reüssierte, rettete er sie 2005 ein zweites Mal, indem er sie mithilfe eines geschickten Manövers nach Westen ausdehnte: Die in den alten Bundesländern unbeliebte PDS nannte sich vorübergehend in Linkspartei um und verbündete sich mit der westdeutschen Splitterpartei Wahlalternative für Soziale Gerechtigkeit (WASG). Zugleich trat der ehemalige SPD-Vorsitzende Oskar Lafontaine der WASG bei und kandidierte zusammen mit Gysi für die Linkspartei als Spitzenkandidat. Durch diesen Trick konnte die Partei ihren Stimmenanteil mehr als verdoppeln. War die PDS 2002 noch an der Fünf-Prozent-Hürde gescheitert, erreichte sie bei der Bundestagswahl 2005 8,7 Prozent. Zwei Jahre später löste sich die WASG wieder auf und die Mehrheit ihrer Mitglieder trat Gysis Partei bei, die sich nun ein viertes Mal umbenannte in: Die Linke. Obwohl diese nach eigenem Bekunden »rechtsidentisch« mit der SED ist, denken viele fälschlicherweise, es handele sich um eine Neugründung oder Fusion.22 Doch diesen Coup habe ich in einem anderen Buch genauer beschrieben.23

			Inzwischen, und darum geht es hier, sind weitere Jahre vergangen und in der Linkspartei ist die Zahl ehemaliger DDR-Funktionäre und Stasi-Mitarbeiter deutlich kleiner geworden. Dieser biologisch bedingte Generationenwechsel hat manche zu der Annahme verleitet, die Linke habe mit der SED-Diktatur nichts mehr zu tun. Doch so einfach ist die Sache nicht. Mit Gysi und dem langjährigen Chef der Linksfraktion, Dietmar Bartsch, sitzen immer noch zwei alte SED-Kader im Bundestag. Und im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern, wo die Linke seit 2021 mitregiert, entscheidet mit Torsten Koplin sogar ein ehemaliger Stasi-Informant über die Regierungspolitik der rot-roten Koalition. 

			Auch programmatisch vertritt die Partei viele Dinge, die sie schon zu SED-Zeiten propagierte – von der Ablehnung der NATO über die Kampagnen gegen Israel bis zu Enteignungen von Unternehmen und staatlich festgelegten Mieten.24 Von der DDR hat sie sich dagegen nie klar distanziert. In ihrem seit 2011 unveränderten Programm wird die gewaltsame Machtergreifung der SED stattdessen als »Aufbau einer besseren Gesellschaftsordnung« verklärt. »Mit der Verstaatlichung der Großindustrie, von Banken und Versicherungen sowie mit der Bodenreform wurden Eigentumsverhältnisse geschaffen, die eine Ausrichtung der wirtschaftlichen Tätigkeit auf das Gemeinwohl und den Schutz der Beschäftigten vor Ausbeutung sichern sollten«, heißt es dazu euphemistisch. Auch die Diskreditierung von Andersdenkenden als »Nazis« oder »Faschisten« stammt aus dem Werkzeugkasten der SED, die sogar den Bau der Berliner Mauer als antifaschistische Großtat hinstellte.

			Bleibt schließlich noch die AfD, die sich als neuer Faktor im bundesdeutschen Parteiensystem etablierte. Welche Auswirkungen dies auf den Umgang mit der DDR-Vergangenheit hat, ist noch nicht abzusehen. 2014 biederte sich Gauland noch vor der Brandenburger Landtagswahl bei Linken-Wählern an, indem er sich gegen »amerikanische Dominanz« und die Sanktionspolitik gegenüber Russland aussprach. »Und was die DDR angeht, so finden wir Kinderbetreuung und Ärztehäuser nicht weniger sinnvoll als Sie«, schrieb er in einem öffentlichen Brief.25 Fünf Jahre später trat die Partei dann bei den Landtagswahlen mit dem Slogan »Vollende die Wende« an und stellte sich selbst in die Tradition der Friedlichen Revolution in der DDR. In diesem Spagat zwischen Verklärung und Verurteilung der sozialistischen Vergangenheit bewegt sich die AfD auch weiterhin, wobei es unter ihren Anhängern Mode geworden ist, die Bundesrepublik als »DDR 2.0« zu brandmarken. So setzt sich die AfD auf der einen Seite im Bundestag für eine Verstärkung der Aufarbeitung ein und organisiert auch auf Kreis und Landesebene Gedenkveranstaltungen.26 Im gleichen Atemzug pflegt Parteichef Tino Chrupalla enge Beziehungen zur russischen Botschaft, ganz so wie Ex-SED-Generalsekretär Egon Krenz.

			Als dieses Buch zum ersten Mal erschien, hieß es im Vorwort: »Tatsächlich ist noch nicht entschieden, als was die DDR in die Geschichte eingehen wird.« Denn damals wurde noch heftig darüber gestritten, wie die SED-Diktatur zu bewerten sei. Ehemalige Funktionäre, Mitläufer und wohlwollende Beobachter standen Dissidenten, Opfern und Kritikern gegenüber. Heute droht eine andere, vielleicht sogar bedrohlichere Entwicklung: Dass das sozialistische Regime ganz in Vergessenheit gerät. Die schmerzhaften Erfahrungen dieser Jahre würden dann zur Fußnote der deutschen Geschichte verkümmern und aus dem Schicksal Hunderttausender Opfer würde niemand mehr Schlüsse ziehen.

		

	
		
			Vorwort von 2011

			Gut zwei Jahrzehnte ist es her, dass Bürgerproteste das Ende der SED-Diktatur herbeiführten. Das sozialistische Regime im Osten Deutschlands ist seitdem langsam in Vergessenheit geraten. Eine ganze Generation ist herangewachsen, die die DDR nur noch vom Hörensagen kennt.

			Für viele Deutsche schien das Thema DDR erledigt zu sein, da meldete es sich unerwartet zurück. Im Frühjahr 2006 berichteten die Medien von einem Aufmarsch hoher Stasi-Offiziere in Berlin. Von Vereinen war die Rede, in denen sie sich organisiert hätten, von Versammlungen, Büchern und Internet-Publikationen, in denen das 1989 gestürzte Unterdrückungssystem verherrlicht werde. Während Florian Henckel von Donnersmarcks Kinofilm »Das Leben der Anderen« einem großen Publikum die infamen Methoden des DDR-Staatssicherheitsdienstes vorführte, behaupteten dessen frühere Offiziere vor laufenden Kameras, dass in der DDR keine Andersdenkenden, sondern lediglich Straftäter inhaftiert worden seien.

			Seither ist klar, dass im Herbst 1989 zwar das Regime der SED verschwunden ist, nicht aber die Schicht der Funktionäre und Stasi-Offiziere, die es vierzig Jahre lang gestützt hat. Die Täter sind unter uns, und sie bedienen sich hemmungslos der Vorzüge der Demokratie. Wenn sie die Geschichte schon nicht zurückdrehen können, so wollen sie wenigstens den Kampf über die Erinnerung für sich entscheiden. Man könnte darüber vielleicht hinwegsehen, wenn ihre Aktivitäten nicht vor dem Hintergrund einer weitergreifenden Auseinandersetzung über die Deutung der DDR stattfänden. Die ehemaligen Kader des SED-Staates spüren, dass ihre Untaten immer weniger präsent sind. Die Linkspartei.PDS – mit 8,7 Prozent Wähleranteil im Bundestag vertreten – propagiert ein Geschichtsbild, das die DDR als sozialpolitisches Großexperiment und nicht als menschenverachtende Diktatur zeichnet. Auch unter Historikern und Journalisten mehren sich diejenigen, die lieber vom Alltag im Sozialismus als von den Unterdrückungsapparaten sprechen wollen.

			Tatsächlich ist noch nicht entschieden, als was die DDR in die Geschichte eingehen wird. Während Täter, Mitläufer und wohlwollende Betrachter an Zustimmung gewinnen, befinden sich Opfer und Kritiker in der Defensive. Ihr strategischer Nachteil liegt darin, dass die Menschen das Schlechte lieber vergessen und das Gute im Gedächtnis behalten wollen. Und dass immer mehr junge Leute heranwachsen, die überhaupt keine eigene Erinnerung mehr an die DDR haben. Je weiter das SED-Regime zurückliegt, desto schwerer wird es, seine bedrückende Wirklichkeit wachzuhalten.

			Dieses Buch beschreibt, wie die Diktatur der SED in Deutschland nach und nach mit einem verklärenden Schleier bedeckt wurde. Es fragt, wie das Land nach 1989 mit Tätern und Opfern umgegangen ist. Und es zeigt, wie sich die alten Kader neu organisiert haben. Eher unfreiwillig stößt es dabei immer wieder auch auf rechtliche Fragen, denn in der Bundesrepublik werden viele Dinge, die für die Aufarbeitung eines Unrechtssystems von Bedeutung sind, nicht von Politikern, sondern von Staatsanwälten und Richtern entschieden. Es wird Zeit, auch über deren folgenreiche Entscheidungen in Deutschland eine Debatte zu führen.

			In seinem Film »Die Mörder sind unter uns« hat der Regisseur Wolfgang Staudte für das NS-Regime gezeigt, wie die Unterdrücker von gestern ohne Unrechtsgefühl in eine neue Zeit gewechselt sind. Für die DDR steht ein solcher Film noch aus. Dass die Täter in beiden Fällen meistens keine Schuld empfanden, ist möglicherweise nicht zu ändern. Dafür zu sorgen, dass sich ihre Sicht auf die Geschichte nicht durchsetzt, ist hingegen Aufgabe aller, denen die politische Kultur der Bundesrepublik am Herzen liegt. »Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt«, lautet der erste Satz im Grundgesetz.

			Als hoffnungsvolles Zeichen könnte man werten, dass dieses Buch bereits nach seinem ersten Erscheinen erstaunlich große Resonanz erzielte. Während Veröffentlichungen über die SED-Diktatur – vor allem wenn es um deren Opfer geht – üblicherweise kaum wahrgenommen werden, stieß dieses Buch gleich mehrfach in die Bestsellerliste des Spiegels vor. Viele namhafte Zeitungen und Zeitschriften veröffentlichten lange Besprechungen prominenter Autoren. Der thüringische Ministerpräsident Dieter Althaus ließ es sich nicht nehmen, im Focus persönlich zur Feder zu greifen. Und die Initiatorin des Holocaust-Mahnmals in Berlin, Lea Rosh, hob in Cicero die offenkundigen Parallelen zum Umgang mit der NS-Vergangenheit hervor. »Inspiriert durch die Lektüre«, spendete der ehemalige DDR-Flüchtling Jürgen Wagentrotz der Gedenkstätte im Stasi-Gefängnis Berlin-Hohenschönhausen 30 000 Euro zur Unterstützung ihrer Arbeit. Zahlreiche Leser schrieben dem Autor schließlich, wie bestürzt sie sein Buch zurückgelassen habe. 

			Misstrauisch machen konnte allerdings, dass in vielen Briefen der »Mut« des Autors gelobt wurde – als bedürfe es in der Bundesrepublik einer besonderen Courage, Missstände bei der Aufarbeitung eines Unrechtsregimes zu benennen. Tatsächlich gab es auch Reaktionen, die diesen Eindruck bestätigen konnten. So verlangte der ehemalige DDR-Innenminister Peter-Michael Diestel vom Propyläen Verlag Veränderungen am Text, weil nicht erwähnt worden (und nicht bekannt gewesen) war, dass zwei gegen ihn eingeleitete Verfahren zwischenzeitlich eingestellt worden waren. Am Ende heimste er 7500 Euro ein, damit nicht die gesamte Auflage eingestampft werden musste. Auch der ehemalige Stasi-Mitarbeiter Jürgen Strahl forderte – allerdings vergeblich – 3000 Euro, weil er im Buch versehentlich als Vernehmer bezeichnet worden war. Schließlich leitete der Redakteur der Berliner Zeitung, Andreas Förster, dessen Fall in diesem Buch kurz erwähnt wird, gegen Autor und Verlag kostenträchtige Unterlassungsverfahren ein. Ohne die rechtliche und finanzielle Unterstützung des Verlages hätten diese Drohungen und Verfahren den Autor tatsächlich leicht in die Knie zwingen können.

			Bedenklicher als diese erwartbaren Angriffe stimmt aber, dass dieses Buch aus den wichtigsten Einrichtungen zur Aufklärung über die SED-Diktatur – der Stiftung Aufarbeitung und der Stasi-Akten-Behörde – keinerlei Unterstützung erhielt. Der Autor bedankt sich deshalb umso mehr bei allen, die an seinem Zustandekommen Anteil hatten: Alan Posener, jüdisch-englischer Journalist, für die Titelidee; Hubert Leber für das sorgfältige Lektorat; Christian Seeger, Programmleiter des Propyläen Verlages, für die geduldige Betreuung; vor allem aber dankt er seiner Familie, die es erneut auf sich genommen hat, zahllose Wochenenden und Abende ohne ihn zu verbringen.

		

	
		
			Die schöne Welt der Diktatur

			Eine Trauerfeier in Berlin

			Eigentlich hat sich gegenüber früher nichts geändert. Hier, auf dem Zentralfriedhof in Berlin-Friedrichsfelde, setzte die Partei- und Staatsführung der DDR schon immer ihre verdientesten Kämpfer bei. In der kleinen Kapelle lauschen an diesem Samstag achtzig handverlesene Gäste den Trauerreden. Per Lautsprecher werden sie nach draußen übertragen, wo sich über tausend Genossen drängen, um dem verstorbenen Funktionär die letzte Ehre zu erweisen. Am Eingang der Kapelle hängt ein Bild des Toten, der am 9. November 2006, dem siebzehnten Jahrestag des Mauerfalls, im Alter von 83 Jahren entschlafen ist.

			Es ist die Trauerfeier für Markus Wolf, einst stellvertretender Minister für Staatssicherheit der DDR und zweiter Mann hinter Stasi-Chef Erich Mielke. Mehr als dreißig Jahre lang leitete er die Hauptverwaltung A (HVA), die mit viertausend Mitarbeitern die größte Diensteinheit des DDR-Staatssicherheitsdienstes war. Wolf, der im Westen der »Mann ohne Gesicht« genannt wurde, weil es erst Ende der Siebzigerjahre gelang, ihn auf einem aktuellen Foto zu identifizieren, war zuständig für die Arbeit im »Operationsgebiet« – so bezeichnete die Stasi die Bundesrepublik. Seine Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) saßen in allen wichtigen westdeutschen Institutionen: von der Sekretärin Christel Broszey in der CDU-Parteizentrale über die Bundestagsabgeordneten Paul Gerhard Flämig (SPD), William Borm (FDP) und Dirk Schneider (Grüne) bis hin zu den Geheimdienstlern Klaus Kuron und Gabriele Gast. Wolf war dafür verantwortlich, dass Willy Brandt 1974 vom Amt des Bundeskanzlers zurücktreten musste, nachdem dessen persönlicher Referent Günter Guillaume als Stasi-Agent enttarnt worden war. Auch im Innern der DDR lenkte er Tausende Spitzel, die nicht nur im Spionagebetrieb zum Einsatz kamen, sondern ebenso über kritische Äußerungen in Zeitungsredaktionen, Universitäten oder Betrieben berichteten. Wegen mehrerer Entführungen wurde Wolf 1995 der Körperverletzung, Nötigung und Freiheitsberaubung für schuldig befunden und zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren verurteilt.

			Bei der Trauerfeier für den Generaloberst spricht als Erster der russische Botschafter in Berlin, Wladimir Kotenew. Er sagt, dass Deutschland mit Markus Wolf einen »großartigen Menschen« und »einen seiner besten Söhne« verloren habe. Selbst in seinen schwersten Stunden habe er den Glauben an seine Ideale nicht verloren, auch wenn manche versuchten, »aus ihm eine dunkle Figur zu machen«. Auf die Umstände seines Todes bezogen, zitiert der Botschafter eine russische Volksweisheit: »Nur die, die reinen Herzens sind, verabschieden sich im Schlaf aus dem Leben.«27 Als Nächster ergreift Manfred Wekwerth das Wort, einst Präsident der DDR-Akademie der Künste sowie Mitglied des Zentralkomitees (ZK) der SED und zwanzig Jahre lang als Stasi-IM »Manfred« erfasst; er gehörte bis zu seinem Ableben dem »Rat der Alten« der PDS an. Er behauptet, Wolf, der »weltbeste Spionagechef«, habe dazu beigetragen, dass der Kalte Krieg kein heißer wurde, während »Geheimdienste heute daran arbeiten, dass ein Krieg nach dem anderen entsteht«. Der stellvertretende Stasi-Chef habe gewusst, »dass Vielfalt notwendige Voraussetzung jeder wirklichen Gemeinschaft ist«. Das habe ihn veranlasst, »andere Meinungen mit Geduld anzuhören und, was viele eben nicht können, zu ertragen«.28

			Nach den Reden setzt sich der Trauerzug in Bewegung. Hinter der Urne schreitet die Familie, zusammen mit dem russischen Botschafter. Dahinter formieren sich Hunderte von ehemaligen DDR-Kadern aus Politik, Kultur und dem Sicherheitsapparat zu einer langen Kolonne, viele mit einer roten Nelke oder einer weißen Rose in der Hand. Zahllose frühere Stasi-Offiziere sind gekommen, um sich von Wolf zu verabschieden, darunter die beiden Mielke-Stellvertreter Gerhard Neiber und Werner Großmann. Erschienen ist auch der ehemalige Vizekulturminister Klaus Höpcke, der in der DDR darüber entschied, ob und wie ein Buch erscheinen durfte, ferner Ex-Vizeverteidigungsminister Fritz Streletz, der 1993 wegen mehrfachen Totschlags an Flüchtenden zu fünfeinhalb Jahren Gefängnis verurteilt wurde. Nahezu geschlossen angetreten ist die Spitze der Linkspartei.PDS: Ehrenvorsitzender Hans Modrow, Parteichef Lothar Bisky, Bundesgeschäftsführer Dietmar Bartsch, der Berliner Landeschef Klaus Lederer; selbst der westdeutsche Bundesgenosse, der WASG-Vorsitzende Klaus Ernst, ist erschienen. Wenige Tage zuvor hatte Bundestagsvizepräsidentin Petra Pau (PDS) im ehemaligen SED-Zentralorgan Neues Deutschland eine Anzeige veröffentlicht, in der es hieß: »Wir trauern um unseren Freund und Genossen, einen streitbaren Kämpfer, der aufrecht durch sein Leben ging.«29

			Die Spitze des Zuges erreicht das Urnengrab im sogenannten Pergolenweg, dem zu DDR-Zeiten geschaffenen Ehrenhain für verdiente Funktionäre. Während die Trauergäste darauf warten, daran vorbeidefilieren zu können, wird die Urne in die Erde gesenkt. Wie früher, wenn in der DDR hohe Genossen zu Grabe getragen wurden, bläst ein Solist das Lied vom kleinen Trompeter, »ein lustiges Rotgardistenblut«. Das letzte Wort hat PDS-Chef Bisky, der die Grabrede hält. Er sagt, Wolf sei seinen Idealen stets treu geblieben und habe gleichzeitig zu seinen Fehlern gestanden. Sichtlich bewegt, verneigt er sich zum Abschluss vor dem Toten.

			Sehnsucht nach der Vergangenheit

			Viele Jahre nach der Friedlichen Revolution lebt die DDR in den Köpfen und Herzen der Menschen fort. Die ehemaligen Funktionäre versammeln sich nicht nur, wenn einer der Ihren zu Grabe getragen wird. Auch die alten Jahrestage – der »Tag der Befreiung« am 8. Mai, das Gründungsjubiläum der Nationalen Volksarmee (NVA) am 1. März, der »Tag der Grenztruppen« am 1. Dezember – werden mit pathetischen Veranstaltungen gewürdigt. Die SED-Kader bilden eine verschworene Gemeinschaft, die mit der Beseitigung der DDR ihre Privilegien verloren hat und sich deshalb als Verlierer der Geschichte empfindet. Hier, bei der Trauerfeier für Markus Wolf, ist es fast wieder wie früher. Wie Kriegsveteranen, die die gemeinsamen Erlebnisse an der Front aufleben lassen, genießen sie es, unter Gleichgesinnten zu sein und sich gegenseitig bestätigen zu können, dass sie für eine gute Sache gekämpft haben. Weil sie in der Gegenwart nicht angekommen sind, leben sie weiter in der Vergangenheit.

			Doch es sind nicht nur ehemalige SED-Funktionäre, die eine Sehnsucht nach der alten Zeit entwickelt haben. Auch andere Ex-DDR-Bürger fühlen sich fremd in der Bundesrepublik und verklären das Leben im Sozialismus. 31 Prozent der Ostdeutschen waren noch 2007 der Meinung, die DDR sei keine Diktatur gewesen – obwohl sie wissen, dass es dort weder demokratische Wahlen noch Meinungsfreiheit gab. 74 Prozent der Ostdeutschen glaubten, der Sozialismus sei im Grunde eine gute Idee gewesen – obgleich die meisten dabei waren, als diese »gute Idee« 1989 gescheitert ist.30 Sie sehnen sich nicht nach der wirklichen DDR mit ihren Bedrückungen und Beschwernissen, sondern nach einer imaginierten, in die sie ihre Wünsche hineinprojizieren.

			Das menschliche Gedächtnis erinnert sich der Vergangenheit nicht, wie sie tatsächlich war, sondern wie sie ihm heute erscheint. Aus einzelnen Erinnerungsstücken konstruiert der Mensch sich eine neue Vergangenheit, die ihm das Leben in der Gegenwart erleichtert. Dazu gehört es, störende Erfahrungen auszublenden und vor allem solche aufzubewahren, die das eigene Selbstbild stabilisieren. Ängste, Krisen und Niederlagen werden gut verpackt oder verdrängt, positive oder neutrale Erlebnisse so miteinander verknüpft, dass sie scheinbar logisch ins gegenwärtige Leben münden. Die Erinnerung, so sagt es in Thomas Brussigs Film »Sonnenallee« der Erzähler, »vollbringt beharrlich das Wunder, einen Frieden mit der Vergangenheit zu schließen, in dem sich jeder Groll verflüchtigt und sich der weiche Schleier der Nostalgie über alles legt, was mal scharf und schneidend empfunden wurde«.

			Es ist ein merkwürdig gespaltenes Leben, das die Menschen zwischen Oder und Elbe führen. Äußerlich beherrscht längst die westliche Moderne ihren Alltag, sind die Unterschiede zwischen Ost und West kaum noch wahrzunehmen. Doch innerlich sind die Gräben eher tiefer geworden, klammern sich viele an das Gestern, das ihnen Halt zu geben scheint in einer unübersichtlichen Zeit. Während die alten Autos, Kleider und Möbel verschwunden sind, haben sich Einstellungen und Befindlichkeiten als unerwartet langlebig erwiesen. »Dass die DDR tot ist«, hat der Schriftsteller Ulrich Plenzdorf einmal gesagt, »ist eine Legende. Alle diese Leute, die DDR waren, leben noch.«31

			Die Sehnsucht nach der Vergangenheit ist nicht gleichbedeutend mit dem Wunsch, dass alles wieder so sein möge wie früher. Es handelt sich eher um die Kultivierung eines alten Lebensgefühls, das Sicherheit und Selbstvertrauen geben soll. Den DDR-Krimiserien »Polizeiruf 110« oder »Der Staatsanwalt hat das Wort« verschafft nicht die packende Handlung oder die hohe künstlerische Qualität ihre treue Zuschauergemeinde im Osten, schreibt der Historiker Stefan Wolle in seinem Buch »Die heile Welt der Diktatur«. »Vielmehr findet vor der Mattscheibe eine Art Wiedersehensfeier statt. Die grauen Plaste-Telefone von RFT mit einer richtigen Wählscheibe, die Schrankwand ›Sybille‹ aus dem VEB-Möbelkombinat Zeulenroda und das typische Design der HO-Gaststätten, die Blümchentapeten und die lappigen Gardinen – all dies verbreitet jene unnachahmliche und trauliche Atmosphäre der DDR.«32

			Tatsächlich war der Systembruch von 1989/90 so tiefgreifend wie selten einer in der Geschichte. Über vierzig Jahre lang hatte die SED der Gesellschaft ihren Stempel aufdrücken können. Sie verdrängte die christlichen Traditionen, kreierte einen neuen Alltag, durchdrang das Leben in den Betrieben, den Schulen und der Freizeit. Nahezu jeder Schüler gehörte den Jungen Pionieren und der Freien Deutschen Jugend (FDJ) an, fast jeder Erwachsene trat einer der offiziellen Massenorganisationen bei. 2,3 von gut 16 Millionen Menschen waren Mitglied der SED. Der Staat organisierte das Leben seiner Bürger von der Kinderkrippe über Schullaufbahn und Berufswahl bis hin zu Urlaub und Freizeitgestaltung. Am Ende gelang es ihm in einer Hochburg des Protestantismus sogar, die Konfirmation durch die sozialistische Jugendweihe zu ersetzen. Auch die private Nebenwelt, die sich viele zu Hause oder auf dem Wochenendgrundstück errichteten, war geprägt vom kleinbürgerlichen Geist des real existierenden Sozialismus.

			Der plötzliche Zusammenbruch dieser heimeligen Welt, der mit den Massendemonstrationen im Herbst 1989 erkämpft wurde, war für viele ein Schock, mit dem sie nicht gerechnet hatten. Die Währungsunion brachte nicht nur die D-Mark, sondern auch die Qual der Wahl zwischen Dutzenden von Angeboten – und die neue Erfahrung, dass man nur einen Bruchteil der Produkte bezahlen konnte. Der Beitritt zur Bundesrepublik bedeutete nicht nur, dass die Ostdeutschen nun dieselben Rechte hatten wie die Alt-Bundesbürger, sondern auch den Sprung in ein anderes, kompliziertes Gesellschaftssystem, das dem Einzelnen sehr viel mehr Selbstverantwortung abverlangt, als es der Staatssozialismus tat. Als dann noch durch den unrealistischen Umtauschkurs von DDR-Mark zu D-Mark ein Großteil der Betriebe zusammenbrach und viele ohne geregelte Arbeit dastanden, schlugen die Hoffnungen auf ein Leben in Freiheit und Wohlstand in Frust und Existenzangst um.

			Anders als viele damals annahmen, sollte die Verunsicherung nicht nur vorübergehender Natur sein. Vor allem jene, die in den neuen Verhältnissen beruflich nicht mehr Fuß fassen konnten, und die Älteren, denen die Umstellung nach vierzig Jahren DDR naturgemäß am schwersten fiel, entwickelten ein Gefühl dauerhaften Gekränkt-Seins, weil sie sich und ihre Erfahrungen nicht mehr gebraucht sahen. Der Selbsthass, der aus den Schwächen und Ängsten resultierte, suchte sich ein Objekt, auf das er abgeleitet werden konnte: den Westen, der all diese Unsicherheiten gebracht hatte und mit seiner ungebremsten Vitalität dem Empfinden von Unterlegenheit und Überforderung täglich neue Nahrung gab. Das Gegenbild zu ihm war die kollektive Identität als ehemalige DDR-Bürger.

			Paradoxerweise ist diese DDR-Identität erst nach dem Ende der SED-Herrschaft entstanden. Vorher war die allabendliche Emigration über das Westfernsehen die Regel. Im Gegensatz zu den Alt-Bundesbürgern, die sich in der Bonner Republik eingerichtet hatten und kaum mehr an ein mögliches Ende der Teilung dachten, fühlte sich die Mehrheit der Ostdeutschen zeitlebens fremd im eigenen Land. Sie identifizierten sich nicht mit dem Staat, in dem sie lebten, begeisterten sich für westdeutsche statt für ostdeutsche Fußballclubs, kannten den Namen des Bonner Innenministers, aber nicht den seines DDR-Amtskollegen. Nach der Wiedervereinigung schlug diese Einstellung ins Gegenteil um. Plötzlich gewannen Bücher oder Filme, die man im Westen nicht kannte, einen Kultstatus, da sie ein Gefühl exklusiver Vertrautheit vermittelten. Bestimmte Produkte, die es früher nur in der DDR gegeben hatte und die nach dem Zusammenbruch des SED-Systems erst einmal verschmäht wurden, stifteten bald einen trotzigen Stolz, selbst wenn nur die alten Markennamen geblieben waren. Geschäftstüchtige Unternehmer machten sich diese Sehnsucht zunutze, indem sie zuhauf sogenannte Ostalgieprodukte auf den Markt warfen – so wie die Möbelfirma Höffner, die im Februar 2004 in Berlin 20 000 Kaffeetassen mit dem Staatswappen der DDR und dem Emblem der SED anbot, bis Opferverbände dagegen protestierten. Auch das Fernsehen sprang auf diesen Zug auf und präsentierte in »Ostalgieshows« ein klischeehaftes DDR-Bild; Eiskunstläuferin Katarina Witt kam dabei sogar im Pionierhemd auf die Bühne, andere führten das SED-Pendant zum Rock ’n’ Roll, den »Lipsi«, vor. Selbst die Symbole der Macht wie der Berliner »Palast der Republik«, den der Volksmund früher als »Erichs Lampenladen« verspottet hatte, erschienen auf einmal in einem anderen Licht: Sein Abriss wegen gesundheitsschädlicher Asbestbelastung wurde als westlicher Angriff auf die ostdeutsche Identität interpretiert.

			Wie empfindlich die Seele vor allem älterer Ostdeutscher auf positive oder negative Bewertungen des Lebens in der DDR reagiert, kann man immer dann studieren, wenn in Deutschland einschlägige Reizthemen debattiert werden. Als der niedersächsische Kriminologe Christian Pfeiffer 1999 einen Zusammenhang zwischen dem Krippensystem der DDR und dem Rechtsradikalismus in Ostdeutschland herstellte, brach ein Sturm der Entrüstung los. Weil Pfeiffer sogar Morddrohungen erhielt, erwog man ernsthaft, ihn bei Vortragsveranstaltungen im Osten unter Personenschutz zu stellen. Als der brandenburgische Innenminister Jörg Schönbohm (CDU) im August 2005 nach dem Fund von neun Babyleichen in Brieskow-Finkenheerd bei Frankfurt (Oder) erklärte, dass die »von der SED erzwungene Proletarisierung eine der wesentlichen Ursachen ist für Verwahrlosung und Gewaltbereitschaft«, kam es zu einer ähnlichen Hysterie. Selbst in der eigenen Partei brachte Schönbohm mit seiner Äußerung viele Menschen dermaßen gegen sich auf, dass er sich genötigt sah, den Parteivorsitz aufzugeben.33 Politiker, die im Osten etwas werden wollen, haben nur dann eine Chance, wenn sie behutsam, um nicht zu sagen: therapeutisch mit der Geschichte der Landeskinder umgehen.

			Umgekehrt richten sich manche Ostdeutsche bis heute daran auf, dass ein ehemaliger DDR-Sportler eine Medaille gewinnt oder irgendjemand ein Stück sozialistischer Lebenswirklichkeit als besonders vorbildlich preist. Als die Berliner Zeitung im Dezember 2006 das Schulsystem der DDR lobte, überschütteten die Leser das Blatt förmlich mit Zuschriften. »Weil nicht sein konnte, was nicht sein durfte, wurde das Bildungssystem der DDR beseitigt«, schrieb ein Leser aus dem Bezirk Friedrichshain. »Die (bundesdeutsche) Arroganz feierte einen ihrer (vermeintlich) größten Triumphe.« Ein Leser aus dem Stadtteil Friedrichshagen zeigte sich ebenso begeistert von dem Artikel und meinte, »er hätte bereits viel, viel früher und auf der Seite 1 erscheinen müssen. Es kann doch nicht 16 Jahre dauern, ehe man erkennt, dass das Bildungssystem der DDR gar nicht so schlecht war?« Eine Lehrerin für Deutsch und Geschichte schrieb, der Autor des Artikels habe »in allem recht«, während ein männlicher Kollege erklärte: »Meinen Dank und Begeisterung an Herrn Harmsen, dass er mutig eine Lanze für das DDR-Bildungssystem gebrochen hat. Das war zum Nikolaustag ein Geschenk für die Seelen aller DDR-Lehrer, die jetzt an deutschen Schulen unterrichten und deren Erfahrungen systematisch negiert werden.« Nur ein Einziger erinnerte an das »Spitzel- und Terrorsystem« an den DDR-Schulen, wo sogar das Tragen von Jeans lange Zeit verboten und der Schuldirektor dazu verpflichtet gewesen sei, »alle systemkritischen Äußerungen von Schülern, Lehrern oder Eltern innerhalb von zwei Stunden an das Schulamt (Verbindungsstelle zur Stasi) zu melden«.34 War der Autor des Artikels darüber hinweggegangen, weil er selbst früher im Wachregiment des Staatssicherheitsdienstes gedient hatte?

			Clevere Politiker haben nach der Wiedervereinigung versucht, die Sehnsucht nach der Vergangenheit auf andere Weise zu stillen. Die Besinnung auf die 1952 aufgelösten Länder sollte den Ostdeutschen Sicherheit und Selbstbewusstsein gegenüber den als überlegen empfundenen Westdeutschen geben – eine kollektive Identität, die die besonderen Erfahrungen in der DDR bewahrt, ohne das SED-Regime zu rehabilitieren. »Wir Brandenburger« wurde zu einer der beliebtesten Floskeln des früheren Ministerpräsidenten Manfred Stolpe (SPD), der damit bei der Bevölkerung erfolgreich auf Stimmenfang ging. In Sachsen und Thüringen gelang es auf diese Weise tatsächlich teilweise, die Menschen für einen Aufbruch in die neue Zeit zu mobilisieren – zum Beispiel beim Wiederaufbau der Dresdner Frauenkirche. Selbst im künstlich hergestellten Mecklenburg-Vorpommern bediente man sich dieses Tricks, sich eine politisch unbelastete Vergangenheit quasi selbst zu erschaffen. Doch Umfragen zufolge identifizieren sich die meisten Menschen in den neuen Ländern nach wie vor in erster Linie mit Ostdeutschland und nicht mit ihrem Bundesland.

			Dabei besaß man eigentlich etwas viel Naheliegenderes, um eine neue Identität zu stiften: die Friedliche Revolution. Hier waren die Ostdeutschen den Alt-Bundesbürgern für jedermann sichtbar überlegen gewesen, denn sie und nicht der Westen hatten das SED-Regime gestürzt. Während die Westdeutschen 1945 von Amerikanern und Briten befreit worden waren, hatte sich die DDR-Bevölkerung die Freiheit im Herbst 1989 selbst erkämpft. Mit machtvollen Demonstrationen, der Besetzung der Stasi-Dienststellen und der ertrotzten Öffnung der Grenzübergänge am 9. November zwangen sie eine waffenstarrende Diktatur in die Knie, ohne dass ein einziger Schuss abgegeben wurde. In Frankreich erweist sich ein solcher Epochenwechsel noch nach über zweihundert Jahren als Bindemittel der Nation. Doch statt diese Sternstunde der deutschen Geschichte zum Kern einer neuen Identität zu machen, ließ man in Deutschland das Erbe der Friedlichen Revolution langsam in Vergessenheit geraten.

			Die Beharrungskraft der Vergangenheit kann man zum Beispiel an Deutschlands Straßennamen studieren. Wer zwischen Ostsee und Thüringer Wald zu einer Landpartie aufbricht, könnte leicht auf die Idee kommen, die SED sei dort noch immer an der Macht: Ernst-Thälmann-Straße, Rosa-Luxemburg-Straße, Straße der (sozialistischen!) Einheit, Straße der Freundschaft – so heißen in nahezu jedem Dorf die wichtigsten Wege. Die Namen haben nicht nur die Friedliche Revolution im Herbst 1989 überdauert, sondern auch Wiedervereinigung und viele Jahre Demokratie.

			Als die Kommunisten nach dem Krieg im Osten an die Macht kamen, betrieben sie kaum etwas so beharrlich wie die Verewigung ihrer Helden auf Straßen und Plätzen. Ob Komponisten, Tiere oder Pflanzen – sie alle mussten weichen für die Epigonen der SED. Auch Fußballstadien oder Eisenwalzwerke erhielten die Namen hoher kommunistischer Führer. Sogar ganze Städte wurden umbenannt. Aus Chemnitz wurde Karl-Marx-Stadt, aus dem heutigen Eisenhüttenstadt Stalinstadt. Vieles davon hat bis heute überlebt – obwohl die SED die schlimmsten Auswüchse noch selbst beseitigte: Der sowjetische Diktator Josef Stalin wurde damals ebenso getilgt wie der in Ungnade gefallene SED-Chef Walter Ulbricht. Die Berliner Stalinallee erhielt 1962 teilweise ihren alten Namen Frankfurter Allee zurück.

			Nach dem Sturz der SED-Diktatur richtete sich der Zorn der Bevölkerung auch gegen den Missbrauch des öffentlichen Raumes als Propagandainstrument. Vor allem in den großen Städten wurden Namen wie Otto Grotewohl (erster DDR-Ministerpräsident), Otto Winzer (DDR-Außenminister) oder Georgi Dimitroff (Chef der Komintern) beseitigt. Doch da der Elan bald verflog und nicht in die Winkel des Landes vordrang, hat sich der sozialistische Straßenalltag vor allem in der ostdeutschen Provinz fast unverändert erhalten.

			Untersucht man die heutigen (Stand 2007) Straßennamen in Ostdeutschland, stellt man fest, wie viel vom alten Regime überdauert hat. Allein der Gründungsvater der kommunistischen Bewegung, Karl Marx, ist auf den Straßen der Bundesrepublik noch 550-mal verewigt (davon einige Male auch im Westen). Sein Mitstreiter Friedrich Engels kommt auf 243 Straßen oder Plätze. Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, die 1919 nach einem kommunistischen Putschversuch ermordet wurden, erreichen zusammen 596 Straßen. Absoluter Spitzenreiter ist jedoch Ernst Thälmann, der als KPD-Chef die Weimarer Republik beseitigen wollte und von den Nationalsozialisten im Konzentrationslager getötet wurde – an ihn erinnern 613 Straßen und Plätze.

			In vielen ostdeutschen Ortschaften werden auch die vermeintlichen Errungenschaften des Sozialismus bis heute gefeiert: 337-mal erinnern Straßen der Jugend an den kommunistischen Jugendkult im Arbeiter- und Bauernstaat. 285-mal glorifizieren Straßen der Einheit die Zwangsvereinigung von SPD und KPD. 220-mal bewahren Straßen der Freundschaft die »unverbrüchliche« Bruderbeziehung zur Sowjetunion. 90-mal preisen Straßen der Pioniere die Kinderorganisation der SED. Sogar die Kürzel der damaligen Politsprache haben vielerorts überlebt – obwohl wahrscheinlich immer weniger Menschen etwas damit anfangen können: 48 Straßen der DSF, 44 LPG-Straßen und 36 Straßen der MTS feiern die Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und die Maschinen-Traktoren-Stationen der DDR.

			Selbst Parteifunktionäre, die an der Errichtung und Aufrechterhaltung der SED-Diktatur beteiligt waren, sind noch in zahlreichen ostdeutschen Orten verewigt: Neunzig Straßen erinnern an den ersten SED-Chef und DDR-Staatspräsidenten Wilhelm Pieck, der bei der Gleichschaltung des politischen Systems in Ostdeutschland eine führende Rolle spielte, siebzehn an Regierungschef Otto Grotewohl, der den Volksaufstand vom 17. Juni 1953 niederschlagen ließ. Auch ZK-Mitglieder wie Otto Arndt, Kurt Bürger, Erwin Kramer und Otto Winzer finden heute noch ihr Andenken. Da fallen die 20 Straßen, die an im Dienst getötete Grenzsoldaten erinnern, kaum noch ins Gewicht.

			Während die SED-Diktatur auf diese Weise fortlebt, spielt der Widerstand gegen das Regime auf Straßen und Plätzen so gut wie keine Rolle. Ein 2003 verfasster Aufruf prominenter Bürgerrechtler, daran etwas zu ändern, blieb weitgehend unbeachtet. An den Volksaufstand von 1953 erinnern heute nur sechzehn Straßennamen, an Robert Havemann zehn. Andere Opfer des SED-Regimes wie Arno Esch, Jürgen Fuchs, Walter Janka oder Walter Linse kommen in Deutschland zusammen gerade einmal auf ein Dutzend Straßen.

			Die große Unwissenheit

			Der Beschönigung der Vergangenheit steht eine wachsende Unwissenheit über die SED-Diktatur gegenüber. Schon früher war die DDR im Westen Deutschlands für die meisten eine Terra incognita. Mit dem Leben im Sozialismus hatte man kaum Berührung, es sei denn, man hatte »drüben« Verwandte, die man gelegentlich besuchte. 35 Jahre nach der Vereinigung hat sich dieser Zustand eher noch verschlimmert, da der zeitliche Abstand immer größer wird. In Freiburg, Wuppertal oder Oldenburg ist die DDR für die meisten so weit weg wie das Römische Reich.

			Doch auch im Osten Deutschlands ist mittlerweile eine neue Generation herangewachsen, die die DDR persönlich nicht mehr kennengelernt hat. Selbst Grundbegriffe dieser Zeit sind vielen Jugendlichen gänzlich unbekannt. Beim Kürzel »DDR« denken einige an ein Speicherteil im Computer, bei »Stasi« an einen Mädchennamen oder einen Müsliriegel, die Pionierorganisation »Ernst Thälmann« halten manche für eine Einheit der Bundeswehr. Abkürzungen wie SED, FDJ oder NVA können junge Leute heute kaum noch auflösen, geschweige denn erklären, was damit gemeint war. Auch Personen und Ereignisse sind völlig in Vergessenheit geraten: Nennt man Jugendlichen den Namen von Stasi-Chef Erich Mielke, vermuten viele in ihm einen Schriftsteller; Erich Honecker hielt man bei einer Straßenumfrage in Berlin für jenen Mann, der »während des Nationalsozialismus viele Juden vor dem sicheren Tod bewahrt« habe.35 Als ein Fernsehteam junge Leute auf der Straße des 17. Juni in Berlin nach der Bedeutung des Straßennamens fragte, tippten diese auf das Datum der Loveparade.

			Umfragen unter Jugendlichen haben ergeben, dass die DDR mittlerweile fast völlig aus dem Gedächtnis entschwunden ist. So brachte eine repräsentative Befragung von 5600 Schülern in ganz Deutschland enorme Wissensdefizite zum Vorschein. Nur 17 Prozent wussten 2005, dass Robert Havemann ein Wortführer der DDR-Opposition war, fast genauso viele hielten ihn für ein bekanntes Todesopfer an der Mauer. Nur 29 Prozent gaben an, dass Wolf Biermann ein oppositioneller Liedermacher war, dafür dachten 7,5 Prozent, er sei ein langjähriger SED-Generalsekretär gewesen. Lediglich 22 Prozent erinnerten sich, dass Erich Honecker der letzte SED-Chef war, während 7,5 Prozent der Meinung waren, er sei der zweite Bundeskanzler und Begründer des Wirtschaftswunders gewesen. Bei einer anderen Fragetechnik wären die Ergebnisse wohl noch verheerender ausgefallen, denn die Schüler mussten die sieben Namen und ihre Bedeutung nur richtig miteinander verbinden.36

			Entsprechend krude sind die Vorstellungen der Jugendlichen. So lehnten bei einer Befragung durch die Freie Universität Berlin knapp zwei Drittel von mehr als zweitausend Berliner Schülern die Aussage ab, dass der Alltag in der DDR für viele durch Diktatur und Überwachung geprägt gewesen sei. Etwa gleich viele stimmten zumindest teilweise der Feststellung zu, dass die Regierung der DDR durch demokratische Wahlen legitimiert worden sei. Nur etwa jeder Zweite verneinte den Satz »Die DDR war keine Diktatur – die Menschen mussten sich nur wie überall anpassen«. Im Vergleich zwischen DDR und alter Bundesrepublik konnte sich jeder Zweite mit der These anfreunden, die Bundesrepublik sei anders, aber nicht besser als die DDR gewesen.37

			Bei der deutschlandweiten repräsentativen Befragung waren 88 Prozent der (falschen) Meinung, dass in die wieder genutzten NS-Konzentrationslager in der sowjetischen Besatzungszone Kriegsverbrecher gesperrt worden seien. Jeder Dritte sagte, bei den Ereignissen am 17. Juni 1953 habe es sich um einen »antisozialistischen Putschversuch« gehandelt, und 35 Prozent glaubten, es habe innerhalb der SED eine Opposition gegeben. Mehr als die Hälfte aller Befragten dachte auch, mit der »Deutschen Frage« sei gemeint, dass von Deutschland kein Krieg mehr ausgehen dürfe. Genauso viele gaben an, dass die Vollbeschäftigung und das Sozialsystem in der DDR das vierzigjährige Bestehen des SED-Staates garantiert hätten, und 83 Prozent erklärten, die Sicherheit des Arbeitsplatzes – statt Überwachung und Repression – sei der Grund für »eine gewisse Duldsamkeit der Menschen gegenüber dem Gesellschaftssystem der DDR« gewesen. Besonders alarmierend aber war, dass 52 Prozent der ostdeutschen Schüler meinten, das sowjetische Modell des Sozialismus sei ein gutes Konzept gewesen, das man lediglich schlecht ausgeführt habe.38

			Zu den Ursachen dieser Ergebnisse dürfte gehören, dass viele Schüler im Unterricht nur wenig über die DDR erfahren. Bei der repräsentativen Befragung gaben 31 Prozent der Schüler an, die DDR – anders als im Lehrplan vorgeschrieben – bis zum Ende der zehnten Klasse im Unterricht gar nicht behandelt zu haben. Doch auch die höheren Klassen konnten die gestellten Fragen kaum besser beantworten, sodass die Schlussfolgerung naheliegt, dass der Wissenstransfer offenbar überhaupt nicht richtig funktioniert. Dabei dürfte unter anderem eine Rolle spielen, dass die Lehrpläne erhebliche Lücken aufweisen. Eine Studie von 2004 zum Stellenwert des Themas DDR-Geschichte ergab, dass manche Bundesländer (Hamburg und Bremen) immer noch mit Lehrplänen aus der Zeit vor der Wiedervereinigung arbeiteten. Bei der Darstellung der Nachkriegsentwicklung wurde vor allem der wirtschaftliche Aufschwung der Bundesrepublik in den Mittelpunkt gestellt, während das SED-Regime und die Rolle des Staatssicherheitsdienstes kaum eine Rolle spielten. »Von Repressionen in der DDR erfahren die Schüler nur an wenigen Stellen, die Lehrplananlage thematisiert diese Fragen nicht«, heißt es in der Studie lapidar.39 Auch Jugendkultur und Opposition in der DDR oder die deutsch-deutschen Beziehungen spielten nur vereinzelt eine Rolle. Eine aktuelle Studie von 2006 hat diese Befunde unterstrichen. In den westdeutschen Lehrplänen für das Fach Geschichte findet sich das Thema Staatssicherheitsdienst – bis auf den Lehrplan für Realschulen in Bayern – so gut wie gar nicht wieder. Nur in den ostdeutschen Bundesländern ist seit einigen Jahren vorgeschrieben, dass die Stasi im Fach Geschichte behandelt wird.40

			Auch die Schulbücher scheinen nicht besonders geeignet, der großen Unwissenheit entgegenzuwirken. Eine Analyse von 64 Lehrbüchern brachte zum Teil erhebliche Mängel zum Vorschein. So wurde die Weiternutzung der ehemaligen NS-Konzentrationslager Jamlitz, Sachsenhausen und Buchenwald durch die sowjetische Geheimpolizei nur in ganz wenigen Fällen erwähnt. Vor allem aber geriet die gesonderte Darstellung der SED-Diktatur als Machtsystem durch die Schilderung historischer Abläufe vielfach ins Hintertreffen. Es wird, so heißt es in der entsprechenden Studie, »zwar partiell, jedoch nicht in seiner Komplexität abgebildet, was eine mögliche Unterschätzung in sich birgt«. Ebenso punktuell wurden oppositionelle Bestrebungen behandelt. »Eine übergreifende und systematische Gesamtsicht der Herausbildung von Widerstand und Opposition in der DDR erfolgt in den Schulbüchern nicht, wodurch das Gewinnen von Kenntnissen und Erkenntnissen seitens der Schülerinnen und Schüler zum Zustandekommen einer friedlichen Revolution erschwert wird.«41 Dasselbe galt für Repression und Unterdrückung, die ebenfalls nur in Bezug auf bestimmte Ereignisse oder Personen angesprochen wurden.

			Zu ähnlichen Ergebnissen kommt eine Studie über die Behandlung des Staatssicherheitsdienstes in den Unterrichtsmaterialien. »Insgesamt ist festzustellen, dass das Gros der aktuellen Geschichts- und Politikschulbücher das MfS in einem weit geringeren Maß thematisiert, als dies vor dem Hintergrund der zu Beginn der 1990er-Jahre geführten öffentlichen Diskussion zu vermuten war«, heißt es darin resümierend. In sieben von fünfzig Geschichtsbüchern wird das Thema überhaupt nicht erwähnt, elf handeln es auf weniger als einer Seite ab. Lediglich fünfzehn Lehrwerke nennen konkrete Personen (in der Regel Erich Mielke), wenn es um die Verantwortung für die Stasi-Verbrechen geht. Auf die Entwicklung und den Aufbau des Unterdrückungsapparates gehen nur achtzehn Bücher ein. Bei den Politik- und Sozialkundebüchern ist die Bilanz noch schlechter. Hier sprechen gerade einmal zwölf von 31 Büchern das Thema an, mehr als die Hälfte behandelt nicht einmal die DDR. »Die (mögliche) Allgegenwart des MfS auch nur annähernd zu verdeutlichen, gelingt im Grunde nur zwei Buchkonzeptionen«, kann man in der Studie lesen.42

			Erfahren junge Menschen schon in der Schule kaum etwas über die DDR, so wird dies, wenn sie an die Universität kommen, nicht besser. Nach einer Untersuchung des Lehrangebotes von 1990 bis 2000 hat die Bedeutung der DDR dort seit Mitte der Neunzigerjahre kontinuierlich abgenommen. Zu Beginn des neuen Jahrtausends boten 54 von 88 deutschen Universitäten – also 62 Prozent – keinerlei Lehrveranstaltungen zu diesem Thema an. Vor allem im Westen gab es ganze Landstriche, in denen die DDR an den Hochschulen nur eine geringe (Bayern, Baden-Württemberg) oder überhaupt keine Rolle (Bremen, Saarland, Schleswig-Holstein, aber auch Brandenburg) spielte. Selbst dort, wo die DDR noch Thema war, ging es meistens um die Übergangsperioden nach 1945 und nach 1989. Die eigentliche Geschichte des SED-Staates wurde dagegen kaum behandelt. Mit Abstand an der Spitze standen zudem Lehrveranstaltungen zu Kulturleben und Kulturpolitik und hier vor allem zur DDR-Literatur. »Opposition, Widerstand und Repression zählen nicht zu den zentralen Gegenständen der Lehre an den deutschen Hochschulen«, heißt es noch zurückhaltend in der Studie. »Nur fünf Prozent der Lehrveranstaltungen seit 1990 galten diesen Themen.«43 Da an den Universitäten die Historiker und Lehrer von morgen ausgebildet werden, dürfte sich die Unwissenheit also noch verstärken.

			Auch in der Erwachsenenbildung spielt die DDR nur eine Nebenrolle. Eine im Sommer 2006 veröffentlichte Studie kam zu dem Ergebnis, dass es in den zurückliegenden Jahren zwar eine stattliche Anzahl qualifizierter Bildungsangebote gab, doch die DDR in vielen Gegenden und zahlreichen Einrichtungen auffallend unbeachtet blieb und das Angebot seit dem Jahr 2000 deutlich rückläufig ist. Unterbelichtet waren, besonders im Westen Deutschlands, die Themen DDR-Opposition, Gesellschaftsgeschichte, Wirtschaft, Arbeit und Ideologie in der DDR, aber auch deren internationale Verflechtungen. Auch hier wurden die sowjetischen Lager der Nachkriegszeit, die Parteiherrschaft und das Fehlen von Demokratie und Pluralismus nur selten behandelt. Ausgerechnet die PDS-nahe Rosa-Luxemburg-Stiftung bot mit Abstand die größte Zahl an Veranstaltungen zur DDR-Geschichte an: mehr als doppelt so viele wie alle anderen parteinahen Stiftungen zusammen. Dass es dabei nicht um kritische Aufklärung, sondern nostalgische Verklärung ging, kann man schon an Titeln wie »Die DDR war anders« oder Referenten wie den einstigen Mielke-Stellvertretern Markus Wolf und Werner Großmann ablesen. Im für Deutschland besonders wichtigen Geschichtsdiskurs über Totalitarismus und Gewaltherrschaft spielte die DDR ebenfalls kaum eine Rolle. So konstatieren die Autoren der Studie: »Auffällig ist die Marginalität der kommunistischen Geschichte und ihrer Verbrechen in diesem Zusammenhang. So werden Tagungen zur Erinnerungskultur in Deutschland angeboten, in deren auch längeren Ankündigungen kein Satz, kein Wort zur SED-Diktatur fällt.«44

			Beunruhigend ist, dass auch das Interesse der Medien am Thema DDR stark zurückgegangen ist. Zwischen 1994 und 2004, so eine andere Studie, hat sich der Umfang der entsprechenden Berichterstattung halbiert. Der Anteil an allen veröffentlichten Beiträgen lag 2004 bei nur noch einem Prozent. Gleichzeitig wurde die Berichterstattung immer positiver. »War die Darstellung bis 1998 noch bei knapp der Hälfte der Beiträge negativ, so lag dieser Negativ-Anteil im ›Ostalgie‹-Jahr 2003 bei nur etwa einem Drittel«, so das Ergebnis der Untersuchung von mehr als 16 000 Beiträgen, in denen es um die DDR-Vergangenheit ging. »In den Fernsehnachrichten 2003 überwogen die negativen Wertungen über die DDR gegenüber den positiven nur um etwa 15 Prozent. In den Sat.1-18.30-Nachrichten 2003/2004 war bereits jeder dritte Beitrag mit explizitem DDR-Bezug positiv.« 2003 hatte sich das DDR-Bild auf den bis dahin besten Imagewert von – 0,30 verbessert. Regelmäßig kritisch berichteten der Studie zufolge in erster Linie nur noch die politischen Fernsehmagazine sowie der Focus und der Rheinische Merkur.

			Was für die DDR insgesamt gilt, gilt ebenso für den Unterdrückungsapparat: Seit dem Jahr 2000 ging die Berichterstattung über den Staatssicherheitsdienst deutlich zurück, zugleich wurde er immer weniger kritisch betrachtet. Außerdem fanden Stasi-Mitarbeiter sehr viel mehr Beachtung als Oppositionelle. »In der Berichterstattung über die DDR«, so die Studie, »sind die Opfer der Verbrechen des SED-Regimes nicht im Blickfeld: Vor allem in der Prozessberichterstattung stehen automatisch die Angeklagten im Mittelpunkt. Opfer, Betroffene, Politiker, Experten kommen in der Diskussion in den Medien selten zu Wort.«45

			Das alles wäre möglicherweise halb so schlimm, wenn man es lediglich als ein Indiz dafür nehmen könnte, dass die DDR endgültig Geschichte geworden ist. Doch das Verschwinden der kommunistischen Diktatur aus der kollektiven Erinnerung bedeutet zugleich, dass aus der Vergangenheit keine Schlussfolgerungen mehr gezogen werden können. Die nachwachsenden Generationen haben keine Chance, aus den Erfahrungen ihrer Eltern und Großeltern zu lernen. Anders als in der Naturwissenschaft können Experimente mit der Organisation menschlichen Zusammenlebens nicht im Labor durchgeführt werden, sondern nur in der Realität. Wenn sie misslingen, stürzen sie leicht Millionen Menschen ins Unglück. Um die Wirkung bestimmter Ideologien oder Systeme abschätzen zu können, gibt es deshalb nur den Blick zurück. Funktioniert die Weitergabe von Diktatur-Erfahrungen nicht, ist die Gefahr groß, dass dieselben Fehler noch einmal begangen werden.

			Dabei wäre die DDR ein lehrreiches Studienobjekt. Vieles, was uns heute als selbstverständlich erscheint, lernt man erst dann zu schätzen, wenn man sieht, was passiert, wenn es abgeschafft wird. Wenn Jugendliche erfahren, wie in Stasi-Gefängnissen die Rechte von Untersuchungshäftlingen mit Füßen getreten wurden, begreifen sie besser, warum der Rechtsstaat vor die Verhaftung und Verurteilung eines Menschen so hohe Hürden setzt. Wenn sie davon hören, wie die sowjetische Geheimpolizei Verdächtige unter Folter zu falschen Geständnissen zwang und anschließend hinrichten ließ, verstehen sie eher, warum in Deutschland die Folter verboten und die Todesstrafe abgeschafft ist. Wenn man weiß, wie das verknöcherte SED-Regime Politik betrieb, sieht man den Alltag einer parlamentarischen Demokratie mit ihren ermüdenden Debatten, dem ständigen Streit und den oft als bedeutungslos empfundenen Wahlen vielleicht mit anderen Augen. Und wer einmal in seinem Leben das SED-Zentralorgan Neues Deutschland mit seinen Lobhudeleien auf Erich Honecker und die DDR gelesen hat, wird den Wert der viel gescholtenen Medien in Deutschland wieder mehr zu schätzen wissen.

			Vor allem aber kann man an der DDR studieren, wohin es führt, wenn Gewalt als Mittel der Politik dient und die Menschen zu ihrem Glück gezwungen werden sollen. Politikentwürfe, die Freiheit versprechen, sie aber zu diesem Zweck »vorübergehend« einschränken wollen, disqualifizieren sich selbst. Der real existierende Sozialismus lehrt, dass der Traum von der kommunistischen Gleichheit aller Menschen in Wirklichkeit ein Albtraum ist, weil er ihre Unterschiede gewaltsam einebnet und bürokratische Willkür an die Stelle von Kreativität und Eigenverantwortung setzt. Der Blick in die Vergangenheit ist das Einzige, was wir haben, um Wiederholungsversuchen vorzubeugen.

			Bleibt schließlich die DDR als Lehrstück für Zivilcourage. Die Geschichte der SED-Diktatur ist auch eine große Erzählung über Menschen, die sich aufgelehnt haben, die sich nicht gleichschalten ließen, die sich weigerten, Freunde und Nachbarn zu denunzieren, die Freiräume verteidigt oder das Regime frontal angegriffen haben. Die Erinnerung an Widerstand und Opposition entspricht nicht nur dem moralischen Gebot, dass man diejenigen, die unter großem persönlichem Risiko für Menschlichkeit und Demokratie eingetreten sind, wenigstens im Nachhinein würdigen sollte. Sie liegt vor allem im Eigeninteresse einer Gesellschaft, die darauf angewiesen ist, dass die Bürger aktiv für die Freiheit eintreten. Das Beispiel von Menschen, die dies unter viel größerer Gefahr getan haben, könnte dazu ermutigen, sich nicht immer nur nach den vermeintlich Stärkeren zu richten.

			Doch den meisten sind die Namen der Unerschrockenen aus der Zeit der kommunistischen Diktatur völlig unbekannt. So gibt es zwar zwei große Kinofilme und zahlreiche Straßen und Schulen, die den Geschwistern Scholl gewidmet sind, doch nichts erinnert an den Leipziger Studenten Herbert Belter, der wenige Jahre später, im Oktober 1950, dasselbe Schicksal erlitt – Flugblätter gegen die Diktatur verteilte und deshalb verhaftet, verurteilt und hingerichtet wurde. Auch die Helden des Aufbegehrens vom 17. Juni 1953 sind den Deutschen nicht in Erinnerung geblieben. Wer kennt schon Paul Othma, den »Löwen von Bitterfeld«, der sich im Elektrochemischen Kombinat an die Spitze der demonstrierenden Arbeiter stellte und dafür wegen »Boykotthetze« und »faschistischer Provokation« zu zwölf Jahren Zuchthaus verurteilt wurde? Wer hat schon von Herbert Stauch gehört, der mit dem Magdeburger Polizeichef über die Freilassung der politischen Gefangenen verhandelte und dafür am nächsten Tag erschossen wurde? Der Volksaufstand von 1953, bei dem Hunderttausende für freie Wahlen und den Rücktritt der DDR-Regierung auf die Straße gingen, hat bis heute kein Gesicht. Selbst die Friedliche Revolution vom Herbst 1989 und ihre wichtigsten Akteure sind in der kollektiven Erinnerung kaum noch präsent.

			Das wundersame Überleben der SED

			Paradoxerweise konnte sich ausgerechnet jene Partei, die die Bevölkerung jahrzehntelang tyrannisiert hatte, lange Zeit zum Sprachrohr ehemaliger DDR-Bürger stilisieren. Dass die SED 1989 nicht – wie die KPdSU 1991 in Russland und die NSDAP 1945 in Deutschland – aufgelöst und verboten wurde, gehört zu den folgenreichsten Fehlentscheidungen während der Friedlichen Revolution. Clevere Funktionäre nutzten damals die Toleranz der Bürgerrechtler, die Gleichgültigkeit der westdeutschen Eliten und die Naivität vieler Demokraten, um ungeniert das Überleben der SED zu sichern. Nach und nach gelang es ihnen entgegen allen Erwartungen, die abgewirtschaftete Diktaturpartei an die neuen Bedingungen anzupassen und politisch wieder handlungsfähig zu machen. Heute ist sie eine machtvolle Organisation, die vor allem in Ostdeutschland über erheblichen politischen Einfluss verfügt. Trotz aller innerparteilichen Differenzierungen ist sie das organisatorische Zentrum aller Kräfte, die die DDR als »Versuch einer gerechteren Gesellschaft« verklären.

			Dabei war die SED 1989 praktisch am Ende. Nach dem Sturz Erich Honeckers am 18. Oktober verlor die scheinbar allmächtige Partei in rasender Geschwindigkeit die Kontrolle über Staat und Gesellschaft. Doch auch die SED selbst befand sich in heilloser Auflösung. Innerhalb weniger Wochen verlor sie fast eine Million Genossen und sank von 2,3 auf zunächst 1,4 Millionen (Dezember 1989), dann 650 000 (Februar 1990), schließlich 400 000 Mitglieder (Mai 1990). Auch bei denen, die noch nicht ihren Austritt erklärt hatten, war völlig unklar, ob sie weiter dazugehören wollten oder nicht (heute beträgt die Mitgliederzahl der Partei Die Linke rund 120 000). Die SED-Grundorganisationen in den Betrieben und Institutionen zerfielen damals in kurzer Zeit oder wurden von den Belegschaften hinausgedrängt. Auch die territorialen Gliederungen waren in zahlreichen Kreisen und Bezirken handlungsunfähig. Das an den »Demokratischen Zentralismus« gewohnte Funktionärskorps war ebenso paralysiert und wartete vergeblich auf Anweisungen von oben.

			Der rapide Zerfall der Partei zeigte sich bereits bei der ZK-Tagung vom 8. bis 10. November 1989. Während drinnen die Delegierten Egon Krenz als neuen SED-Generalsekretär bestätigten, forderten draußen unzufriedene Parteimitglieder die Einberufung eines Sonderparteitags. Sogar der frühere Mielke-Stellvertreter Markus Wolf protestierte, zusammen mit zweihundert weiteren SED-Genossen, in einem Brief gegen die erneute Wahl der »willfährigsten Helfer ins Politbüro«.46 Andere Funktionäre zeigten offen ihre Verzweiflung angesichts des wirtschaftlichen und politischen Offenbarungseides der neuen Führung: Die DDR war 1989 praktisch zahlungsunfähig, mehr als 200 000 DDR-Bürger hatten seit Jahresbeginn das Land verlassen und überall tiefe Lücken hinterlassen. Fassungslos sagte der Intendant der Städtischen Theater Leipzig Karl Kayser, ZK-Mitglied seit 1963, auf der Sitzung: »Wir sind belogen worden, die ganze Zeit über. […] Ich bin erschüttert über das, was ich hier gehört habe. In mir ist alles zerbrochen. Mein Leben ist zerstört.« Anschließend verkündete er mit den Worten »Mich ekelt das alles an« seinen Rücktritt.47 Vollends in die Krise geriet die SED, als in der Nacht vom 9. zum 10. November 1989 die Mauer fiel. Während das ZK ein neues »Aktionsprogramm« beschloss, strömte die Bevölkerung bereits in Scharen in den Westen. Bei einer Kundgebung von SED-Mitgliedern im Berliner Lustgarten forderte die Basis deshalb einen radikalen Bruch mit der bisherigen Politik und eine komplette Erneuerung der Führung.

			Als das Zentralkomitee am 3. Dezember abermals zusammentrat, war von der Partei nicht mehr viel übrig; die Tagung glich einem Scherbengericht. Altgediente Größen wie Erich Honecker, Willi Stoph und Erich Mielke wurden aus der SED ausgeschlossen. Das gerade erst gewählte Politbüro, einschließlich Generalsekretär Krenz, musste abdanken, weil es keinerlei Unterstützung mehr fand. Auch das Zentralkomitee erklärte geschlossen seinen Rücktritt und löste sich auf – die Partei wurde jetzt nur noch von einem provisorischen Arbeitsausschuss gelenkt. Die Stimmung auf der Sitzung illustriert ein Redebeitrag des SED-Bezirkschefs von Schwerin, Bernhard Quandt: »Genosse Egon Krenz, wir haben im Staatsrat die Todesstrafe aufgehoben, ich bin dafür, dass wir sie wieder einführen, dass wir die strangulieren und erschießen, die unsere Partei in eine solche Schmach gebracht haben, dass die ganze Welt vor einem solchen Skandal steht, den sie noch niemals gesehen hat.«48

			Der Zorn über die SED war 1989 so groß, dass nicht nur die Bevölkerung, sondern auch viele Mitglieder die Auflösung der Partei verlangten – doch eine kleine Gruppe von Funktionären verhinderte damals den Selbstmord der SED. Neben dem neuen DDR-Ministerpräsidenten Hans Modrow gehörten dazu vor allem Ex-Spionagechef Wolf und der Vorsitzende der DDR-Rechtsanwaltskollegien, Gregor Gysi, die das Vertrauen der Moskauer Führung genossen.49 Als die SED in die größte Krise ihrer Geschichte geriet, nahmen sie das Ruder in die Hand, um die Partei vor dem Untergang zu retten. Sie wussten – wie es Cheftheoretiker Otto Reinhold bereits auf der ZK-Tagung im November formuliert hatte –, dass es ohne die SED keinen Sozialismus in der DDR geben würde und ohne Sozialismus auf Dauer keine zwei deutschen Staaten.50 Modrow warnte deshalb davor, die Partei zu zerbrechen. Es gehe »um unser Land, um diesen deutschen Staat«.51

			Weil die Rufe immer lauter wurden, die SED aufzulösen und an ihrer Stelle eine neue, unbelastete sozialistische Partei zu gründen, beschloss der Arbeitsausschuss, für den 8. Dezember in der Berliner Dynamo-Sporthalle einen außerordentlichen Parteitag einzuberufen. Eine überwältigende Mehrheit der Delegierten wählte dort Gysi zum letzten SED-Vorsitzenden. Mit einer geschickten Parteitagsregie und einer eindringlichen Rede Gysis in geschlossener Sitzung verhinderte die neue Führung damals die Selbstauflösung. »Die Auflösung der Partei wäre meines Erachtens eine Katastrophe«, machte Gysi den Delegierten Angst.52 Und Modrow sekundierte: »Wenn bei der Schärfe des Angriffes auf unser Land dieses Land nicht mehr regierungsfähig bleibt, weil mir, dem Ministerpräsidenten der Deutschen Demokratischen Republik, keine Partei mehr zur Seite steht, dann tragen wir alle die Verantwortung dafür, wenn dieses Land untergeht.«53

			Stattdessen beschloss die Partei ein Wochenende später – die Delegierten bekamen zum ersten Mal nicht mehr frei für einen Parteitag – nur ein neues Statut, das den »Demokratischen Zentralismus« beendete, die Partei aber immer noch als »marxistische Partei« bezeichnete. Der Name wurde in »SED-PDS« erweitert. Die neue Führung um Gysi und Modrow hoffte damals noch, die Lage in der DDR stabilisieren und zumindest einen Teil ihrer Macht erhalten zu können. »Eine Vereinigung beider deutscher Staaten«, so Gysi zu den Delegierten, »das wäre die von keinem Politiker zu verantwortende Entscheidung, die DDR in ein unterentwickeltes Bundesland mit ungewisser sozialer Zukunft seiner Bürger zu verwandeln, das heißt, sie zum Armenhaus der BRD zu machen.«54 Auch der (bereits in »Amt für Nationale Sicherheit« umbenannte) Staatssicherheitsdienst sollte unter dem Namen »Verfassungsschutz der DDR« soweit wie möglich bestehen bleiben. Doch schon wenig später ging es nur noch darum, die Partei – und die Interessen der alten DDR-Eliten – so gut es ging im sich entwickelnden Mehrparteiensystem zu behaupten.

			Um die Partei zu retten, leitete der neue Vorstand eine Gegenoffensive ein. Die Mitglieder der bisherigen Grundorganisationen in den Betrieben wurden in Territorialorganisationen neu erfasst. Sogenannte Initiativgruppen PDS versuchten, Auflösungsbeschlüsse an der Basis zu verhindern und bereits aufgelöste Parteiorganisationen wieder aufzubauen. Anfang Februar 1990 wurde das diskreditierte Kürzel »SED« aus dem Parteinamen gestrichen und das Symbol des brüderlichen Handschlags abgeschafft. Die Mitglieder wurden aufgerufen, innerparteiliche Auseinandersetzungen bis zu den Volkskammerwahlen am 18. März zurückzustellen. Als Reaktion auf die restaurativen Tendenzen hatten führende Reformer um Wolfgang Berghofer, den stellvertretenden Parteivorsitzenden und Ex-Oberbürgermeister von Dresden, bereits im Januar ihren Austritt erklärt. In einer öffentlichen Erklärung schrieben sie: »Wir, die wir uns persönlich aktiv für die radikale Erneuerung der SED/PDS eingesetzt haben, sehen nicht die politische Kraft dieser Partei, sich grundsätzlich zu verändern und die tiefe Krise in unserem Land an der Seite der demokratischen Kräfte mit zu überwinden.«55

			Das Motiv der Funktionäre, die Gründung einer neuen Partei zu vereiteln, war nicht nur die Angst vor dem totalen Machtverlust. Sie fürchteten auch, im Fall einer Selbstauflösung das gigantische Vermögen der SED zu verlieren. Zudem hätten die mehr als 44 000 hauptamtlichen Mitarbeiter kaum noch eine Perspektive gehabt. »So waren es letztlich materielle Argumente, mit denen die formale Liquidierung einer Organisation verhindert wurde, die sich im Zustand tiefer Agonie befand«, schreiben die Politologen Gero Neugebauer und Richard Stöss über die Ursachen für den Fortbestand der Partei.56

			Wie viel die SED damals genau besaß, weiß bis heute niemand zu sagen. Sie selbst bezifferte ihre Geldbestände zum 31. Dezember 1989 auf 6,1 Milliarden DDR-Mark – Angaben, die sie erst Monate später lieferte, nachdem die Volkskammer 1990 die Offenlegung des Parteivermögens verlangt hatte. Zum 1. Juli 1990 wurde das gesamte Geldvermögen im Zuge der Währungsunion zum Kurs von 2:1 in DM umgestellt. Die von der Partei gelieferten Zahlen stellten sich später als keineswegs vollständig heraus, weil sie unter anderem ihre Geldbestände im Ausland – allein auf Schweizer Bankkonten lagen über elf Millionen D-Mark – verschwiegen hatte. Als die Unabhängige Kommission zur Überprüfung des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen der DDR 2006 ihre Arbeit nach sechzehn Jahren abschloss, resümierte sie: »Die SED/PDS verfolgte eine Strategie der Vermögensverschleierung.«57

			Die SED besaß aber nicht nur Milliardenbeträge, sondern auch zahllose Betriebe und Immobilien. Zu ihrem Firmenimperium – dessen Gewinne zu DDR-Zeiten nicht besteuert wurden – gehörten nicht nur fast alle Zeitungs- und Großdruckereien in Ostdeutschland mit allein 35 000 Beschäftigten, sondern auch die DEFA-Filmgesellschaft, diverse Buchverlage, die GENEX Geschenkdienst GmbH oder das Außenhandelsunternehmen Novum. Hinzu kamen mehr als tausend Grundstücke und Gebäude. Teilweise wurden sie von den Parteibetrieben genutzt, teilweise befanden sich dort Büroräume, Schulungszentren oder Erholungsheime für Funktionäre. Ihr Wert wurde nach der Währungsunion auf zehn Milliarden D-Mark geschätzt, von der Partei damals jedoch nur mit 642 Millionen angegeben. Blieben schließlich noch die Panzerschränke des Zentralkomitees, die 1989 mit Dollars, Silberbarren, Münzen, Uhren und einer Reserve an Zahngold für Plomben von Politbüro-Mitgliedern vollgestopft waren.

			Unter dem Vorsitz von Gregor Gysi tat die Partei alles dafür, den angehäuften Schatz in die neue Zeit hinüberzuretten. Bereits im Dezember 1989 konstituierte sich eine »Arbeitsgruppe zum Schutz des Vermögens der SED-PDS«. Sie hatte die Aufgabe, »wirksame Schritte gegen Angriffe auf das Eigentum der SED-PDS einzuleiten«.58 Mit ihrer Hilfe wurden innerhalb weniger Monate Millionenbeträge beiseitegeschafft. Zu diesem Zweck erhielten der Partei verbundene Einrichtungen großzügige »Spenden«. Das Bildungs- und Konsultationszentrum »Café-Treff-CT« in Magdeburg bekam zum Beispiel 200 000 DDR-Mark, das Anglerparadies Chemnitz 600 000 und die Personen-Trans und Fahrschule GmbH sogar 1,5 Millionen DDR-Mark. Eine zweite Methode war die Darlehensvergabe an Genossen und Verbündete. Einem Bericht der PDS-Vermögensarbeitsgruppe zufolge wurde den Bezirks- und Kreisvorständen wiederholt empfohlen, »zuverlässige Genossen bei der Übernahme von Gaststätten, die als Treffpunkte der Partei genutzt werden können, zu unterstützen. Dazu beschloss das Präsidium des Parteivorstandes die gezielte Ausgabe von Darlehen.« Mindestens dreißig GmbHs wurden neu gegründet und mit riesigen Darlehen unterstützt. »Die Sicherung des Einflusses der PDS erfolgte durch Beteiligung am Stammkapital durch natürliche und juristische Personen als Treuhänder der PDS«, hieß es in dem Bericht der Arbeitsgruppe. »Dazu sind Treuhandverträge abzuschließen, die die Eigentumsrechte der PDS und ihren Gewinnanspruch sichern.«59 Zum Abschluss solcher Verträge gab Gysi dem Leiter der Vermögens-AG im April 1990 eine entsprechende Vollmacht. Die noch von der letzten DDR-Volkskammer eingesetzte Untersuchungskommission, die den Verbleib des verschwundenen Parteivermögens klären sollte, fand später unter großen Schwierigkeiten mehr als 160 Firmen, die mit der PDS finanziell verbunden waren. »Die PDS ist ihrer von der Volkskammer beschlossenen Berichtspflicht zu den Firmen in ihrem Eigentum nicht nachgekommen«, heißt es im Abschlussbericht der Kommission.60

			Um die Gelder beiseitezuschaffen, entwickelte die Partei ein hohes Maß an krimineller Energie. »Sie hat gezielt und systematisch versucht, riesige Millionenbeträge vor dem staatlichen Zugriff zu sichern«, erklärte der Vorsitzende der Untersuchungskommission, Christian von Hammerstein, im August 2006, als die Suche nach den SED-Millionen für beendet erklärt wurde.61 Auch der sogenannte KoKo-Untersuchungsausschuss des Bundestages, der den Verbleib des DDR-Vermögens zu ermitteln suchte, kam 1998 zu dem Ergebnis, dass die damals und größtenteils auch später noch Verantwortlichen in der PDS durch ihre geschlossene Aussageverweigerung die Aufklärungsarbeit »in geradezu konspirativer Weise« behindert hätten. Die Haltung der SED/PDS war demzufolge »von Anfang an darauf gerichtet, einen möglichst großen Teil der in der Zeit ihrer Herrschaft angeeigneten Vermögenswerte für sich zu sichern«.62

			Tatsächlich war die Partei ein Meister der Tarnung und Täuschung. Gegen ihre illegalen Geldverschiebungen nimmt sich die Spendenaffäre der CDU geradezu harmlos aus. Mehrfach gab es Durchsuchungen der Berliner Zentrale und weiterer Räumlichkeiten der Partei. Weil sich die PDS trotz mehrmaliger Aufforderung weigerte, ihr Vermögen entsprechend den gesetzlichen Vorgaben offenzulegen, wurden ihre Büros im Karl-Liebknecht-Haus 1992 von oben bis unten durchkämmt und zahlreiche Papiere beschlagnahmt. Die geheimen Darlehensverträge – die Geldempfänger mussten sich zu absolutem Stillschweigen verpflichten – flogen zum Teil erst nach Hausdurchsuchungen in Notariatskanzleien auf. Insgesamt musste die Untersuchungskommission die Polizei zu mehr als fünfzig Orten anrücken lassen.

			Wie ein Krimi liest sich zum Beispiel der Bericht des KoKo-Untersuchungsausschusses über den sogenannten Putnik-Deal, eine der größten bekannt gewordenen Vermögensverschiebungen der PDS.
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